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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter in der Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, 

***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsübertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener 

Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung 

LGBl. für Wien Nr. 24/2012, über die Beschwerde der Beschuldigten vom 24. März 2023 gegen 

das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 21. März 2023, Zahl: 

MA67/236700149886/2023, u Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1 

Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz über das Wiener 

Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird der Beschwerde insoweit Folge gegeben, als die 

verhängte Geldstrafe von € 140,00 auf € 120,00 und die für den Fall der Uneinbringlichkeit 

festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe von 33 Stunden auf 24 Stunden herabgesetzt wird. 

Dementsprechend wird auch der Beitrag zu den Kosten des Verfahrens vor der belangten 

Behörde gemäß § 64 Abs. 2 VStG auf € 12,00 herabgesetzt.   

Im Übrigen wird das angefochtene Straferkenntnis bestätigt. 

II. Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei keinen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten. 

 

III. Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 

133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  
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Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch 

die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  

 

Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis vom 21. März 2023, Zahl: MA67/236700149886/2023, hat der Magistrat 

der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde Frau ***Bf1*** (in weiterer 

Folge: Beschwerdeführerin) angelastet, sie habe die Parkometerabgabe hinterzogen indem sie 

das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 2. Februar 

2023 um 14:34 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1100 Wien, Selma-Lagerlöf-

Gasse gegenüber 20, abgestellt habe ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültigen Parknachweis (Parkschein, Tages- oder 

Wochenpauschalkarte) gesorgt zu haben, da der Parknachweis Spuren von entfernten 

Entwertungen aufgewiesen habe. Die Parknachweisnummer 747524KVB sei in der Anzeige 

festgehalten worden. 

Dadurch habe die Beschwerdeführerin die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 

Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden 

Fassung, verletzt.  

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über die Beschwerdeführerin gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 140,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von einem Tag und neun Stunden verhängt.  

Ferner habe die Beschwerdeführerin gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 14,00, das seien 10% der Strafe, als Beitrag zu den Kosten des 

Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 154,00. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Das Fahrzeug wurde von einem Organ der Landespolizeidirektion Wien beanstandet, weil es 

ohne gültigen Parkschein abgestellt war - der Parkschein Nr. 747524KVB neben den 

tatsächlichen Entwertungen 02.02.2023, 14:00 Uhr Spuren von entfernten Entwertungen in der 

Rubrik Monat, Kästchen: Januar und in der Rubrik Tag, Kästchen: 26 aufwiesen und diese 

anhand von Restkreuzen erkannt wurden. 

Die Übertretung wurde Ihnen mit Strafverfügung angelastet und bestritten Sie im Einspruch die 

Parkometerabgabe durch Parkscheinmanipulation hinterzogen zu haben. 
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Mit Schreiben vom 23.02.2023 wurden Sie aufgefordert, den Parkschein im Original zu 

übermitteln und gaben dazu bekannt, den Parkschein nicht mehr zu finden und übermittelten 

den Verdienstnachwies vom Februar 2023 in Höhe von EUR 462,19. 

Beweis wurde durch Einsicht in den Verwaltungsstrafakt erhoben. 

Dazu wird festgestellt: 

Das meldungslegenden Organ hat in der Anzeige klar und deutlich angegeben, dass es die 

entfernten Entwertungen an Restkreuzen erkannt habe. 

Die Anzeige ist als taugliches Beweismittel anzusehen (Erkenntnis des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 7.9.1990, Zl. 90/18/0079). 

Der Meldungsleger unterliegt auf Grund seiner verfahrensrechtlichen Stellung der 

Wahrheitspflicht und es träfen ihn im Falle einer Verletzung dieser Pflicht straf- und 

dienstrechtliche Sanktionen. Es besteht kein Anlass, an seinen Angaben zu zweifeln, zumal diese 

klar, widerspruchsfrei und nachvollziehbar sind. 

Dazu kommt, dass sich die Wahrnehmungen des Meldungslegers auf den ruhenden Verkehr 

beziehen und das Kontrollorgan daher Zeit genug hatte, richtig zu erkennen, dass der 

Parkschein Spuren von entfernten Entwertungen aufwies und zu beschreiben, woran er die 

Manipulationen erkannte. Es ergibt sich außerdem auch kein Anhaltspunkt, dass der 

Meldungsleger eine ihm unbekannte Person wahrheitswidrig belasten wollte. 

Bei Abwägung der Angaben des anzeigelegenden Organs und Ihrer Rechtfertigung als 

Beschuldigte, die in der Wahl ihrer Verteidigung völlig frei ist, kann der angezeigte Sachverhalt 

als erwiesen angesehen werden. 

Zusätzlich ist in der Anzeigeverständigung, sowie auch auf der Rückseite des Parkscheines 

ausdrücklich der Hinweis angebracht, dass der Parkschein aufzubewahren ist. Wenn Sie die 

Verwendung eines manipulierten Parkscheines bestreiten, so hätten Sie dies der Behörde durch 

Vorlage des gegenständlichen Parkscheines glaubhaft machen können. 

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung). 

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 

ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im 

gegenständlichen Fall nicht vor. 

Sie haben daher den objektiven Tatbestand der angelasteten Übertretung verwirklicht. 
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Zur Strafbarkeit genügt fahrlässiges Verhalten. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht 

lässt, zu der er nach den Umständen verpflichtet, nach seinen geistigen und körperlichen 

Verhältnissen befähigt und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen 

Sachverhalt verwirklichen könne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht. 

Mit der Einhaltung der gebotenen und zumutbaren Aufmerksamkeit und Sorgfalt wäre die 

Übertretung zu vermeiden gewesen, weshalb der Ihnen angelastete strafbare Tatbestand auch 

subjektiv als erwiesen anzusehen ist. 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 

Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Handlung schädigte sowohl das als sehr bedeutend 

einzustufende öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der 

Erleichterung des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen 

Parkraumes, weshalb der objektive Unrechtsgehalt der Tat an sich, selbst bei Fehlen sonstiger 

nachteiliger Folgen, nicht als geringfügig zu bewerten war. 

Im Hinblick auf die schwere Verschuldensform (Abgabenhinterziehung infolge Verwendung 

eines manipulierten Parkscheines) war die Strafe spruchgemäß festzusetzen, um Sie von einer 

Wiederholung wirksam abzuhalten. 

Wie der Verwaltungsgerichtshof wiederholt ausgesprochen hat, hat sich die Behörde bei der 

Strafbemessung auch vom Gedanken der Generalprävention leiten zu lassen (VwGH verst Sen 

13.5.1959 Slg 4969A; 8.6.1983,83/ 10/0016 u.a.). Auf Grund der stark zugenommenen Anzahl 

an Parkscheinmanipulationen erachtet es die erkennende Behörde daher als notwendig, die 

Strafe entsprechend hoch festzusetzen, um eine derartige Wirkung zu erzielen. 

Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst 

bei ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und keineswegs zu hoch. 
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Die Verhängung einer Geldstrafe ist auch dann gerechtfertigt, wenn der Bestrafte kein 

Einkommen bezieht. Die Geldstrafe ist somit auch dann zu verhängen, wenn die Vermögens- 

und Einkommensverhältnisse des Bestraften es wahrscheinlich erscheinen lassen, dass er nicht 

in der Lage sein wird, sie zu bezahlen. 

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

In der Beschwerde vom 24. März 2023 wurde ausgeführt: 

„Leider wurde mein Einkommen, wie versprochen, überhaupt nicht berücksichtigt. Da die Strafe 

(154€) ist ca 1/4 von meinem Gehalt (462€), bitte ich Sie andere Lösung zu suchen.“ 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Da die Beschwerdeführerin lediglich die Höhe der verhängten Geldstrafe bekämpft und die 

angelastete Verwaltungsübertretung nicht in Abrede gestellt hat, ist der Schuldspruch des 

Straferkenntnisses vom 21. März 2023, Zahl: MA67/236700149886/2023, in Rechtskraft 

erwachsen. Dem Bundesfinanzgericht obliegt daher nur die Überprüfung der Höhe der 

verhängten Geldstrafe. 

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist 

eine Abgabe zu entrichten.“ 

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) 

oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet. 

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 

ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 

Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des 

Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchführung der 

angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken.“ 

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig 

verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu 

bestrafen.“  

§ 19 VStG normiert:  

5 von 8



Seite 6 von 8 
 

 

„(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 

sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.“ 

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsübertretung schädigte in nicht 

unerheblichem Maße das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der 

Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstädtischen Parkraumes sowie an der 

ordnungsgemäßen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. 

Dazu kommt, dass die Beschwerdeführerin einen manipulierten Parkschein verwendet und 

damit nicht nur eine fahrlässige Verkürzung der Parkometerabgabe, sondern eine vorsätzliche 

Abgabenhinterziehung begangen hat. Aus diesem Grund ist der objektive Unrechtsgehalt der 

Tat als hoch und das Ausmaß des Verschuldens als schwerwiegend anzusehen. 

Weil keine rechtskräftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aktenkundig sind, 

kommt der Beschwerdeführerin der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen 

Unbescholtenheit zu Gute. Weitere Milderungsgründe sind nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerdeführerin hat glaubhaft dargelegt monatlich im Schnitt € 460 netto zu 

verdienen, sodass von unterdurchschnittlichen Einkommens- und Vermögensverhältnissen 

auszugehen ist. Sorgepflichten sind nicht bekannt geworden und können daher nicht 

berücksichtigt werden. 

Unter Bedachtnahme auf die angeführten Strafbemessungsgründe sowie unter besonderer 

Berücksichtigung der angespannten wirtschaftlichen Situation der Beschwerdeführerin und im 

Hinblick auf deren verwaltungsstrafrechtliche Unbescholtenheit ist die verhängte Geldstrafe 

angesichts des bis € 365,00 reichenden Strafrahmens auf € 120,00, und die für den Fall der 

Uneinbringlichkeit festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe auf 24 Stunden herabzusetzen.  

Eine weitere Strafherabsetzung kommt aus general- und spezialpräventiven Erwägungen nicht 

in Betracht.   

Dazu wurde in der höchstgerichtlichen Rechtsprechung bereits erkannt, dass die Verhängung 

einer Geldstrafe auch dann gerechtfertigt ist, wenn die Bestrafte kein Einkommen bezieht, und 

selbst das Vorliegen ungünstiger Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht bedeutet, 
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dass Anspruch auf Verhängung der Mindeststrafe besteht (vgl. VwGH 30. Jänner 2014, 

2013/03/0129, mwN). 

§ 44 VwGVG normiert:   

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn   

2. sich die Beschwerde nur gegen die Höhe der Strafe richtet […] und keine Partei die   

Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“   

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt wurde und sich die Beschwerde nur gegen die Höhe der Strafe richtete. 

Kostenentscheidung 

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemäß § 64 VStG mit 10% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, war er von € 14,00 auf € 

12,00 herabzusetzen. 

Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG sind der Beschwerdeführerin die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Art. 133 B-VG normiert: 
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„(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 

geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die 

Revision unzulässig ist. 

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision 

erheben: 

1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet; 

2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; […]“ 

§ 25a VwGG normiert:  

„(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache 

1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und 

2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde, 

ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig.“ 

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu 

€ 365 und keine primäre Freiheitsstrafe verhängt werden darf, ist eine Revision durch die 

beschwerdeführende Partei unzulässig (vgl. VwGH, 01.09.2022, Ra 2022/16/0080, mwN). 

Die Revision für die belangte Behörde ist unzulässig, da die Strafbemessung durch das 

Bundesfinanzgericht im vorliegenden Erkenntnis nach den gesetzlichen Vorgaben unter 

Berücksichtigung der höchstgerichtlichen Rechtsprechung erfolgte. 

 

Wien, am 4. April 2023 
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